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Bei Liegenschaften erfolgt der Eigentumsübergang gemäß $ 819

ABGB bereits mit det Rechtskraft der Einantwortung unabhän-

gig von einer Eintragung im Grundbuch (Que1le: Europäisches

1.*iri.[., Netz - Österreich)' Dabei bilden nach $ 550 ABGB
"m.hr.." 

Erben in Ansehung ihres gemeinschaftlichen Erbrechts

eine Erbengemeinschaft, die hinsichtlich der einzelnen Nachlass-

gegenstände bis zur Erbteilung aufrecht bleibt (Solomoru in Bu-

I"JarZno3rttn Länderbericht Österreich Rn' 143)' Die Rechts-

kraft der Einantwortung fiihrt dann zur lJnivelsalsukzession (So-

lomon rn Burandt/Rojahn Länderbericht Österreich Rn' 127'

181), das Eigenturn an Liegenschaften geht grundsätzlich ent-

spr.ch.nd den in der Einantwortungsurkunde genannten Elb-

q.ror",. auf die Erben über (Österreichischer Oberster Gerichts-

hof ,ro,tt 8.L1.1994, Az. 5 Ob 127/94)' Es wird das Vermögen

des Erblassers als Ganzes vererbt und keine einzelnen Gegenstän-

de. Eine originäre Sondererbfoige in Einzelgegenstände kennt

das österreichische Recht nicht.

[43] Die Verlassenschaftsverhandlung wurde durchgeführt'

Der Bet. und K. haben, was sich aus dem vorgelegten Einant-

wortungsbeschluss vom 13.3.2017 ergibt, bedingte Elbantritts-

erklärung abgegeben; der Einantwortungsbeschluss trägt den

Vermerk ,,diese Ausfertigung ist rechtskräftig und vollstreckbar" '

l44l (2) Ein unmittelbarer Einzeh'echtserwerb durch einen

E.be.r nach österreichischem Recht ist dann möglich, wenn die

Erben vor der Einantwortung bereits die Erbteilung vorgenom-

men haben und sich dies aus dem Einantworlungsbeschluss er-

gibt. Dies scheidetjedoch vorliegend aus'

[45] Die Aufhebung der Erbengemeinschaft erfolgt durch

Erbteilung, die sowohl vor als auch nach der Einantwortung er-

folgen kÄn (Cejka in Gierl/Kölrler/Ikoiß'/Wilsch Teil 6 A
nn. SO; Solomon in Burandt/Rojahn Länderbericht Österreich

Rn. 144). Die Erbteilung kann auf einer Teilungsanordnung des

Erblassers oder dem Wilien der Miterben beruhen' Vorliegend

ist aus dern Protokoil der Verlassenschaftsverhandlung' wonach

gemäß der letztwiliigen Vefigung vom Bet' der erbliche Lie-

le.tsclt"ftsanteii sowie das Guthaben bei einer deutschen Bank

Ib...ro--..t wird und von der Miterbin das weitere Nachlass-

vermögen, zu schließen, dass der Erblasser im Testament eine

Teilungsanordnung getro{Ien hat. Er{o1gt die Erbteilung vor det

Einanüortung, bewirkt letztere, dass jeder Mitelbe die ihm so

zukommende Sache als unmitteibare Folge des Erbschafnerwer-

bes und daher als unmittelbarer Gesamtrechtsnachfolger des Erb-

lassers so erwirbt, wie es die Erbteilung vorsieht (Osterrei-

chischer Oberster Gelichtshof vom 811'1994, Az' 5 Ob

727 / 9 4; Solomon in Burandt/Rojahn Länderbericht Österreich

Rn. 144; Sff in Kroiß,/Ann/Mayer Österreich Rn' 5)' Mit Ein-

antwortung entfaltet die Erbteilung dingliche Wirkung (Cejka in

Gierl/Köhier/Kroiß/Wilsch Teil 6 A Rn' 96)' Für eine vor Ein-

antwortung vorgenommene Erbteilung spricht hier nichts'

Denn gemäß $ 178 Abs' 1 Nr. 3 des hier anzuwendenden öster-

reichischen Außerstreitgesetzes wäre auf eine Erbteilung im Ein-

antwortungsbesclrluss hinzuweisen, der jedoch ein derartiges

Übereinkommen nicht enthä1t. Gegen eine Erbteilungsverein-

balung spricht auch die Formulierung in dem Ergänzungs-

beschluss zum Einantwortungsbeschluss, wonach aufgrund der

Verlassenschaftsabhandlung die Einverleibung vorzunehmen sein

,,wird".

t46l (3) Der Umstand, dass in Ziff' 9 AnlagelY' Ziff' 1 zurn

Formblatt V des ENZ als dem Erben zugewiesener Vermögens-

wert vermerkt ist ,'Viertelanteil an Flurstück ["'] irrr Grund-

buchbezirk [...]", fiihrt, auch unter Berücksichtigung der Rich-

tigkeits- und Vermutungswirkung des ENZ, zu keinem andelen

Ergebnis.

$71 @) Die Aufnahme des Liegenschaftsanteils beruht auf

Art. 63 Abs. 2\ir.b),Art. 68 lit. 1) Alt. 2 EuErbVO' wonach "ge-
gebenenfalls" ein Verzeichnis von Rechten und Vermögenswer-

ien in das ENZ aufzunehmen ist und das Zettgnts für die Zuwei-

sung dieser Vetmögensr'verte verwendet werden kann' Damit

k".rn d.. Nachweis erbracht werden, dass ein Nachlassgegen-

stand der genannten Person zugewiesen ist (Kleinschmidt jvisPK-

BGB Band 6 Art.63 Er'rErbVO Rn. 32). Eine Angabe einzelner

Nachlassgegenstände, die einem bestimmten Elben zustehen'

kornmt nur in Betracht, wenn clie Gegenstände diesem Erben

mit dinglicher Wirkung (,,unmitte1bar") zugewiesen sind' wie

dies etwa bei in rnanchen Rechtsordnungen bekannten dinglich

wirkenden Teilungsanordnungen oder Vindikationslegaten

denkbar ist (OLG München ZEV 2017, 580; OLG Nürnberg

ZEV 2017,579 mlr Anmerkung Weinbeck; Nordmeier in Hüß-

tege/Mansel BGB, Rom-Verordnungen - EuErbVO - HUP

3.-Arrflag. Art. 68 EuErbVO Rn. 21; Kleinschmidt jtrisPK-BGB

Band 6 Art. 63 EuErbVO Rn' 33' Art. 28 EuErbVO Rn' 25)'

Dies hat der EuGH in der obengenannten Entscheidung bestä-

tigt. Soweit clas anzuwendende Recht Vindikationslegate kennt'

sild konkrete Nacl'rlassgegenstände in das Verzeichnis aufzuneh-

men und entfalten innerhalb des Geltungsbereichs der EuErbVO

vol1e Wirksamkeit nach dem Erbstatut (Wikch in Gierl/Köhler/

Kroiß/Wilsch Teil 4 S 2 Rn. 30).

t48] (b) Das österreichische Elbrecht kennt jedoch weder'

Vinäikationslegate noch dinglich wirkende Teilungsanordnun-

gen (Leitzen ZiV ZOß,311). Der Grund {iir die genaue Angabe

äer Liegenschaft in dem östelreichischen ENZ dür{te darin lie-

g.r, d"* gemäß $ 33 Abs. 1 1it. d) i.Vm' $ 32 Abs l lit' a) öster-

Ieichirch.s Allgemeines.Glundbuchgesetz fiir die Umschreibung

von Grundstücken in Österreich verlangt wird, dass in einem

ENZ nicht nul der Erbteil eingetragen ist, sondern auch die ge-

naue Bezeichnung der Grundstücke' Insoweit kommt der Auf-

nahme des Liegenschaftsanteils in dem ENZ lediglich unver-

bindliche informatorische Wirkung und nicht die Richtigkeits-

und Vermutungswirkung der EuErbVO zu (vg1' OLG München

ZEV 2017,580,581; OLG NürnbergZEY 2017,579 mitAn-

merkung Weinbeck; Schmid injurisPR-FamR 8/2018 m wN' -
jeweils zum deutschen Recht)'

[49] III. Eine l{ostenentscheidung ist nicht veranlasst, weil

der bet. schon nach dem Gesetz ($ 22 Abs' 1 GNotKG) die ge-

richtlichen Kosten des Beschwerdeverfahrens zu tragen hat'

[50] Die Festsetzung des Geschäftswertes für das Beschwer-

d.rr.rf.hr..t beruht auf $$ 79 Abs' 1, 61 Abs l, Abs' 2' 36

Abs. 1, Abs. 3 GNotI{G.

[51] Die Vorallssetzungen der Zulassung der Rechts-

beschwerde liegen nicht vor, $ 78 Abs' 2 GBO'

Nr. 15* BGH - Rom I-VO Art. 7 Abs' 2, Abs. 4lit' b),

Abs. 5, 6, Art. 15; Rorn II-VO Att' 19; Richtlinie

2O0L/138/EG Art. 13 Nr' 13 lit' b), Art' 310 und

AnhangVII; EGBGB Ltt' 46di ZPO S 293

(urteil v. 1'8.3 2020 -IV Zk62/19)

7. Zru Anwendung litauischen Rechts auf den Re-

gressanspruch des litauischen I(fz-Haftpflichtversicheters



F

IPRax 2021, Heft 3 Rezensierte Entscheidungen 283

eines in Litauen zugelassenen Kraftfahrzettes gegen eine
Fahrzeugführerin, die rnit dem Fahrzeug in Deutschland
unter Alkoholeinfluss einen Unfall verursacht hat.

2. Zar ermessensfehlerhaften Ermittlung auslän-
dischen Rechts durch den deutschen Tatrichter.

[1] Die Kl., ein in Litauen ansässiger Haftpflichtversicherer, macht
gegen die Bekl. als mitversicherte Fahrzeugführerin einen Regress-
anspruch nach einem Verkehrsunfall geltend.

[2] Die Bekl. fuhr in Berlin unter Alkoholeinfluss mit einem in Li-
tauen zugelassenen PKW| der bei der Kl. nach einem Versicherungsver-
trag rnit der in Litauen wohnhaften Fahrzeughalterin haftpflichwer-
sichert ist, und kollidierte dort mit einem anderen Fahrzeug. Eine der
Bekl. zwei Stunden nach dem lJnfall entnommene Blutprobe wies eine
mittlere Blutalkoholkonzentration von 1,91 auf. Die Kl. ließ den Scha-
den des Unfallgegners regulieren.

[3] Sie meint, die Bekl. sei verpflichtet, ihr den an den Unfallgegner
geleisteten Schadensersatz sowie die entstandenen Abwicklungskosten
in voller Höhe zu erstatten. Das ergebe sich aus dem litauischen Recht,
das im Streitlall anzuwenden sei.

[4] Das Landgericht hat die auf Zahlung von EUR 6.306,30 und
Verzugszinsen gerichtete Klage abgewiesen. Das Berufungsgericht hat
ihr überwiegend stattgegeben und die Bekl. zur Zahlung von
EUR 5.558,76 nebst Zinsen verurteiit. Mit ihrer vom Kammergericht
zugelassenen Revision erstrebt die Bekl. die 'Wiederherstellung 

des
landgerichtlichen Urteils.

Enßcheidungsgründe:

[5] Die Revision führt im Umfang der Anfechtung zur Auf:
hebung des Berufungsurteils und zur Zurickverweisung der Sa-
che an das Berufungsgericht.

[6] I. Das Berufungsgericht (KG VersR 2019, 748 [KG Ber-
lilr 78.02.201,9 - 22 U 138/17D hat - soweit {iir das Revisions-
vefahren von Belang - ausge{iihrt, der Kl. srehe ein Anspruch
auf Ausgleich der von ihr aufgewandten Schadensersatzleistung
gemäß Art. 22 Abs. 1 Nr. 1 des litauischen Geserzes über die
Pflichtversicherung fir Kraftfahrzeughalter (irn Folgenden
lit. KZPflVG)zu.

[7] Die Anwendung des litauischen Rechts ergebe sich aus

Art. 7 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 59312008 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008 über das.

auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Rechr
(,,Rom I"; ABl. EU Nr. L I77 S. 6, nachfolgend ,,Rom I-
VO"), wonach der gewöhnliche Aufenthalt bzw. Sitz des Ver-
sicherers maßgebiich sei. Die Bestimrnung des .Begriflß der
,,vertraglichen Schuldverhältnisse" i.S.d. Rom I-VO ermittle
sich in erster Linie aus der Abgrenzung zu den in der Verord-
nung (EG) Nr. 86412007 des Europäischen Parlaments und des

Rates vom 11.Juii 2007 iber das aufaußervertragliche Schuld-
verhältnisse anzuwendende Recht (,,Rom II"; AB1. EU
Nr. L 199 S. 40, nachfolgend ,,Rom II-VO") geregelten ,,au-
ßervertraglichen Schuldverhältnissen". Dabei sei von einem
weiten Vertragsbegriff auszugehen. Das Verhältnis des Dritten
zum Vertragspartner eines Vertrages zu Gunsten Dritter sei den
vertraglichen Schuldverhdltnissen zuzuordnen. Der Kfz-Haft-
pflichwersicherungsvertrag begründe eigene Ansprüche des

mitversicherten Fahrers und stelle einen Sondefall eines Vertra-
ges zu Gunsten Dritter dar. Dem entspreche es, dass nach der
Rechtsprechung des Gerichtshoß der Europäischen lJnion
auch der Direktanspruch des Geschädigten gegen den Versiche-
rer vertraglich einzuordnen sei.

[8] Art. 22 Abs. 1 Nr. 1 lit. K{ZPflVG laute sinngemäß, dass

ein Versicherer, der Schadensersatz gezahlt habe, berechtigr sei,

die Schadensercatzzahltngen von dem fiir den Schaden Verant-

wortlichen zurückzufordern, wenn letzterer das Fahrzeug unter
Einfluss von Alkohol gefahren habe. Die Voraussetzungen des

aus dieser Bestimmung folgenden Regressanspruches seien gege-
ben und inhaltlich nicht streitig.

[9] Ein Verstoß gegen den ,,ordre public" liege nicht vor,
auch wenn das litauische Recht fiir den Fahrer - anders ais für

*:: ""*. 
* keine (abgestufte) Begrenzung des Rückgriffi ken-

[10] II. Das hält rechtlicher Nachprüfung nicht in ailen
Punkten stand.

[11] 1. Allerdings hat das Berufungsgericht im Ergebnis zu-
treffend angenornmen, dass die Berechtigung des von der Kl. er-
hobenen Anspruchs maßgeblich nach lirauischem Recht zu be-
urteilen ist; soweit sie davon abhängt, ob und in welchem lJm-
fang die Bekl. nach dem insofern gemäß Art. 4 Abs. 1 Rom II-
VO anwendbaren deutschen Recht (vgl. EuGH VersR 2016,
797 Rn. 51 ff. m.w.N.) gegenüber dem Unfallgegner hafret,
steht ihre Einstandspflicht (g 18 Abs. 1 SIVG, g 823 Abs. 1 BGB)
außer Streit. Die Anwendbarkeit des lirauischen Rechts auf das

Schuldverhältnis zwischen der Kl. und der Bekl. ergibt sich aus

Art. 46d EGBGB (vormais Art. 46c EGBGB), der in Ausübung
der Ermächtigung in Art. 7 Abs. 4 lir. b Rom I-VO erlassen

worden ist.

[12] a) Wie das Berufungsgericht zutrellend erkannr hat, isr
im Hinblick auf das Schuldverhältnis zwischen den Parteien der
Anwendungsbereich der Rom I-VO, die im (Jnterschied zur
Rom II-VO vertragliche Schuldverhältnisse betrilft (vgl. hierzu
allgemein EuGH VersR 2016,797 Rn. 43 ff. m.wN.), eröffner.
Dabei kann im Streitfall oifenbleiben, ob Grundlage des von der
K1. erhobenen Anspruchs ein gesätzliche. Übergang der Forde-
rung des Unfallgegners gegen die Bekl. oder eine originär eige-
ne Forderung der Kl. ist.

[13] Im ersten Fall folgt die Anwendbarkeit der Rom I-VO
aus Art. 19 Rom II-VO, der in Abgrenzung za Art. 15

Rom I-VO aufgrund des außervertraglichen Charakters der
Forderung des Unfallgegners gegen die Bekl. einschlägig ist.
Die Vorschrift sieht vor, dass das für die Schadensersatzpflicht
des Dritten, d.h. des Haftpflichrversicherers, gegenüber dem
Geschädigten maßgebende Recht regelt, ob und in welchem
Umfang ein Eintritt in die Rechte dieses Geschädigten möglich
ist (vgl. EuGH VersR 2016,797 Rn. 57); das von der Revision
angeführte, das Verhältnis zwischen dem Unfallgegner und der
Bekl. regelnde Recht (Recht des Schadensorres) ist insoweit
nicht maßgeblich. Die genannte Verpflichtung der Kl. har ihren
IJrsprung in dem zwischen ihr und der Fahrzeughalterin ab-
geschlossenen Versicherungsvertrag und ist deshalb als ver-
traglich i.S.d. Rom I-VO zu qualifizieren (vgl. EuGH a.a.O.
Rn. 54 ff).

[14] Nichts anderes ergibt sich im zweiten Fall. Zwar richtet
sich ein originär eigener Regressanspruch des Rückgriffgläubi-
gers nach verbreiteter Auffassung nicht nach Art. 19 Rom II-
VO (oder nach Art. 15 Rom IVO), sondern nach dem Statut,
welches das Verhältnis zwischen dem Rückgriffgläubiger und
dem Rückgrilßchuldner beherrscht (vgl. BeckOGK/Hübner,
Rom II-VO Art. 19 Rn. 36 f. [Stand: 1,.7.201,9]; Kieninger in
Ferrari/Kieninger/Mankowski u.a., Internationales Vertrags-
recht 3. Auflage Rom I-VO Ärt. 15 Rn. 5; Freitag in Rauscher,
Europäisches Zivilprozess- und Kollisionsrecht 4. Auflage Mehr-
fache Haftung F.n. 22; Staudinger/Hausmanfl, (2016) Rom I-
VO Art. 15 Rn. 18; siehe aach Ciuliano/I-agarde, ABl. EG Nr.
C 282 volr' 31.10.1980 S. 1, S. 35). Aber das Rückgriffverhältnis
zwischen der Kl. und der Bekl. ist - anders als die Revisions-
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erwiderung meint - ebenfalls als vertraglich zu qualiftziercn.
Wie die Verpflichtung der Kl., den Unfallgegner der Bekl. zu

befriedigen, hat es seinen lJrsprung in dem Versicherungsvertrag
(vgl. Generalanwalt beim EuGH, Schlussantrag vorn 24.9.2015

- Rs. C-359l14, BeckRS 2016,80140 Rn. 62).

[15] b) Knüpft die vertragliche Qualifizierung des Verhältnis-
ses der Parteien danach an den ljmstand an, dass es seinen IJr-
sprung in dem Versichenrngsvertrag hat, richtet sich das an-
wendbare Recht nach Art. 7 Rom I-VO (vgl. EuGH VersR
2016, 797 Rn. 58, 62). Gemaß Art. 7 Abs. 4 lit. b Rom I-VO,
Art. 46d EGBGB unterliegt es litauischem Recht.

11.61 aa) Art. 7 Abs. 4 lit. b Rom I-VO eröffnet den Mit-
gliedstaaten im Hinblick auf Versicherungsverträge über Risiken,
für die ein Mitgliedstaat eine Versicherungspflicht vorschreibt,
die Möglichkeit zu bestimmen, dass auf den Versicherungsver-
trag das Recht dieses Mitgliedstaats anzuwenden ist (vgl. zum
Charakter der Bestimmung BeckOGK/Lüttinghaus, Rom I-VO
Art. 7 Rn. 148 [Stand: 1.2.2020]; Staudinger in Ferrari/Kienin-
gerlMankowski u.a., Internationales.Vertragsrecht 3. Auflage
Rom I-VO Art. 7 Rn. 52; NK-BGB /kible,3. Auflage Rom I-
VO Art. 7 Rn. 61; Sraudinger/Armbri.tster, (2016) Rom I-VO
Art. 7 Rn. 27). Yon dieser Ermächtigung ist in Deutschland
durch Art. 46d EGBGB (vormals Art. 46c EGBGB) Gebrauch
gemacht worden (vgl. BT:Drucks. 76/12704 S. 6, S. 10;

1.8/1.0822 S. 22, S. 99). Nach Art.46dAbs. 1 EGBGB unterliegt
ein Versicherungsvertrag über Risiken, fiir die ein Mitgliedstaat
eine Versicherungspflicht vorschreibt, dem Recht dieses Staates,

sofern dieser dessen Anwendung vorschreibt. Art. 46d Abs. 2

EGBGB bestimmt, dass ein über eine Pflichtversicherung abge-

schlossener Vertrag deutschem Recht unterliegt, wenn die ge-
setzliche Verpflichtung zu seinem Abschluss auf deutschem
Recht beruht.

[17] bb) Für das im Streitfall betroffene Risiko einer durch
den Gebrauch eines in Litauen zugelassenen Fahrzeugs eintre-
tenden Haftpflicht schreibt - worauf der Senat die Parteien vorab
hingewiesen hat * das litauische Recht eine Versicherungspflicht
vor und ordnet in Fdllen mit Auslandsberührung auch seine An-
wendung an (vgi. OGH Litauen, Beschluss vollir 6.5.2076 -
3K-3-187-701,/2016, BeckRS 2076, 17751 Rn. 36 If.); dies

kann der Senat aufgrund der insoGrn fehlenden Berücksichti-
gung des ausländischen Rechts durch das Berufungsgericht selbst

ermitteln und der Entscheidung zugrunde legen (vgl. Senats-

beschluss vom 3.1,2.2074 - MB 9/14, ZEV 2015, 163

2070, 1070 Rn. 21; vom 12.1.1.2003 - VIII ZR 268102, NJW-
RR 2004, 308 unter II 1 a bb [juris Rn. 1,3]). Zagleich besteht

nach deutschem Recht (abhängig von dem regelmäßigen Stand-
ort des Kraftfahrzergs) gemäß S 1 P{IVG oder $ 1 Abs. 1

PflVAuslG eine Versicherungspflicht i.S.v. Art. 46d EGBGB
(vgl. BeckOGK/Lüttringhaus, EGBGB Art. 46d Rn. 26 [Stand:
1.2.20201; jurisPK-BGB/Junker, EGBGB Art. 46d Rn. 24

[Stand: 9.5.2018]; MünchKomm-BGB/Martiny, 7. Auflage
EGBGB Art. 46d Rn. 11 f.; Roth in Beckmann/Matusche-
Beckmann, Versicherungsrechts-Handbuch 3. Auflage $ 4

Rn. 100).

[18] In einem solchen Fall, in dem zwei Mitgliedstaaten das-

selbe, gemäß Art. 7 Abs. 6 Rom I-VO in Verbindung rnit
Art. 13 Nr. 13 lit. b, Art. 310 und Anhang VII der Richtlinie
2009/1,38/EG des Europäischen Parlarnents und des Rates vom
25. November 2Q09 betreflend die Aufnahme und Ausübung
der Versicherungs- und Rückversicherungstätigkeit (,,Solvabili-
tät II"; ABl. EU Nr. L 335 S. 1, nachfolgend ,,Solvabilität II-

RI") nur in einem Mitgliedstaat belegene Risiko einer Ver-
sicherungspflicht unterwerfen, ist gemäß Lrl 46d EGBGB je-
denfalls auf den Rückgri{Isanspruch des Versicherers nach dem
Rechtsgedanken des Art. 4 Abs. 4 Rom I-VO das Recht des

Mitgliedstaats anzuwenden, mit dem der Vertrag die engste Ver-
bindung aufweist (vgl. Staudinger in Ferrart/Kieninger/Man-
kowski u.a., Internationaies Vertragsrecht 3. Auflage Rom IVO
Art. 7 Rn. 54; Schäfer in Looschelders/Pohlmann, WG
3. Auflage Internationales Versicherungsvertragsrecht Rn. 134;

MünchKommBGB/Martiny, 7. Luflage EGBGB Art. 46d
Rn. 7 ; MünchKommWG/L oo schelders, 2. Auflage Internationa-
les Versicherungsvertragsrecht Rn. 118; NK-BGB/kible,
3. Auflage Rom I-VO Art. 7 Rn. 63; Staudinger/Armbrüster,
(2016) Art. 46c EGBGB Rn. 9). Eine kumuiative Anwendung
der konkurrierenden Rechtsordnungen, die teilweise zur Be-
stimnung des Umfangs der Versicherungspflicht angenommen
wird und zu dem Ergebnis führen soll, dass die Versicherungs-
deckung den strengsten Anforderungen genügen muss (vgl. Dör-
ner rnBrtck/Möller, WG 9. Auflage Arr. 46c EGBGB Rn. 14;

Roth in Beckmann,/Matusche-Beckmann, Versicherungsrechts-
Handbuch 3. Auflage $ 4 Rn. 103), scheidet für den Rückgriffi-
anspruch aus. Gestalten die konkurrierenden Rechtsordnungen
diesen Anspruch - etwa über verschuldensabhängige Abstufun-
gen oder Höchstgrenzen * unterschiedlich aus, können sie nicht
kumulativ angewendet werden; und für die Heranziehung des

,,strengsten" Rückgrißregimes fehlt es an einer normativen
Grundlage.

[19] Der Versicherungsvertrag ist regelmäßig am engsten mit
dem Staat verbunden, in dem das durch ihn gedeckte Risiko be-
legen ist (vgl. MünchKomm-BGB/Martiny,7. Auflage EGBGB
Art.46d Rn. 7; Staudinger/Armbüster, (201,6) Art.46c EGBGB
Rn. 9). Das ist im Streitfall Litauen als Zulassungsmitgliedstaat
i.S.v. Art. 13 Nr. 13 lit. b Solvabilität II-RL (vgl. BeckOGK/
Li.rttringhaus, Rom I-VO Art. 7 Rn. 57 [Stand: 1".2.2020]; Dörner
in Bruck/Möller, WG 9. Auflage Art. 7 Rom I-VO Rn. 31;
Staudinger in Ferrari/Kieninger/Mankowski u.a., Internationales
Vertragsrecht 3. Auflage Rom I-VO Art. 7 Rn. 64; Münch-
KommBGB/ Martiny, 7 . Auflage Rom I-VO Art. 7 Rn. 501. Arm-
brüster in Prölss/Martin, WG 30. Auflage Erläuterungen zu
Art. 1ff. Rom'I-VO Rn. 17).

[20] c) Ein Vorabentscheidungsersuchen an den Gerichtshof
der Europäischen lJnion gemäß Art. 267 Abs. 3 A-EIJV ist im
Streitfall nicht veranlasst. Dass im Hinblick auf das Schuldver-
hältnis zwischen den Parteien der Anwendungsbereich der
Rom I-VO eröffnet ist, ist aufgrund des Urteils des Gerichtshoß
der Europäischen lJnion vorn21..1.2016 (VersR 2076,797) der
art offenkundig, dass {iir einen vernünftigen Zweifel keinerlei
Raum bleibt (vgl. EuGH GRUR lnr. 2015, 71,52 Ptn. 43

m.w.N.); die - durch Art. 7 Abs. 4lit. b Rom I-VO ermöglichte

- Anwendung von Art. 46d EGBGB betri{ft eine Vorschrift des

nationalen Rechts.

[21] Anders a1s die Revision meint, kommt die Anwendung
von Ärt. 7 Abs. 5 Rom I-VO im Streitfall nicht in Betracht. Die
Vorschrift setzt ihrem-Wortlaut nach voraus, dass der Vertrag in
mehr als einem Mitgliedstaat belegene Risiken deckt. Das ist im
Hinblick auf den streitgegenständlichen Versicherungsvertrag
nicht der Fall. Nach der gemäß Art. 7 Abs. 6 Rom I-VO i.Vm.
Art. 310 und Anhang VII Solvabilität II-RL hier maßgeblichen
Begrifßbestimmung in Art. 13 Nr. 13 lit. b Solvabilität II-RL
bezeichnet der Ausdruck ,,Mitgliedstaat, in dem das Risiko bele-
gen ist" bei der Versicherung von zugelassenen Fahrzeugen aller
Art den Zulassungsrnitgliedstaat. Nur in diesem ist das hier in
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Rede stehende Risiko danach - wie oben unter b) bb) bereits
gesagt - belegen (vgl. BeckOGK/Lüxringhau.s, Rom I_VO
Art. 7 Rn. 57 [Stand: 1.2.2020]; Dörner jnBruck,/Möiler, WG
9. Auflage Ärt. 7 Rom I-VO Rn. 3l: Staudinger in Ferrari/Kie_
ninger/Mankowski u.a., Internationales Vertragsrecht 3. Auflage
Rom I-VO Art. 7 Rn. 64; MünchKomm-BGB/Martiny,
7. Auflage Rom I-VO Art. 7 Rn. 50; Armbrtister in prölss/Mar_
tin, WG 30. Auflage Erläuterungen zu Art. 1 ff. Rom I-VO
Rn. 17).

122] 2. Zu Rechr beansrandet die Revision mit der Vefah-
rensrüge jedoch, dass das Berufungsgericht das litauische Recht
unzureichend ermittelt hat.

[23] a) Der Tatrichter hat das ausländische Recht von Amts
wegen zu ermitteln (S 293 ZPO). Dabei hat der deutsche Rich_
ter das ausländische Recht so anzuwenden, wie es der Richter
des betreffenden Landes auslegt und anwendet. 'W'ie der Tatrich-
ter sich diese Kennrnis verschafft, liegt in seinem pflichtgemäßen
Ermessen. Vom Revisionsgericht wird insoweit lediglich über_
prüft, ob der Tatrichter sein Ermessen rechtsfehlerfrei ausgeübt,
insbesondere sich anbietende Erkenntnisquellen unter Berück_
sichtigung der Umstände des Einzelfalles hinreichend aus-
geschöpft hat (vg1. BGH, Beschluss vom 17.5.2018 - IX ZB
26/17,WM2018,1316 Rn. 12 m.w.N.).

124] lm Allgemeinen werden die Grenzen der Ermessens-
ausübung des Tatrichters durch die jeweiligen Umsrände des
Einzelfalles gezogen. An die Ermirtlungspflichr werden umso
höhere Anforderungen zu stellen sein, je komplexer oder je
fremder im Vergleich zum eigenen das anzuwendende Recht
ist. Von Einfluss auf das Ermittiungsermessen können auch
Vortrag und sonstige Beiträge - erwa privatgutachten - der
Parteien sein. Tragen die Parteien eine bestimmte ausländische
Rechtspraxis detailliert und kontrovers vor, wird der Richter
regelmäßig umfassendere Ausfiihrungen zur Rechtslage zu ma_
chen - gegebenenfalls sämtliche ihm zugänglichen Erkenntnis_
mittel zu erschöpfen - haben, als wenn der Vortrag der partei-
en zu dem Inhalt des ausländischen Rechts übereinstimmt oder
sie zu dem Inhalt dieses Rechts nicht Stellung nehmen, ob_
wohl sie dessen Anwendbarkeit kennen oder mit ihr rechnen.
Auch dies hängt jedoch sters von den Besonderheiten des ein-
zelnen Falles ab (vgl. BGH, Urteil vorn 30.4.1.992 - lX Zk
233/90 , BGHZ 118, 151 unter B I 2 b bb [juris Rn. 28 f.]
m.w.N.).

[25] b) Nach diesen Maßgaben hat das Berufungsgerichr sein
Ermessen im Streitfall nicht rechtsfehlerfrei ausgeübr. Die Revi-
sion beanstandet zu Recht, die angefochtene Entscheidung ziehe
nur eine Rechtsvorschrift des litauischen Rechts heran, die das
Berufungsgericht - teilweise abweichend von der von der Kl.
vorgelegten Übersetzung - eigenständig und lediglich ,,sinn-
gemäß" in die deutsche Sprache übertragen hat. Schon das ge_
nügt den Anforderungen des $ 293 ZPO nicht (vgl. BGH, Be_
schluss vom 17.5.2018 - lX ZB 26/17, WM 2018, 1316
Rn. 12 ff m.w.N.). Es kann insofern offenbleiben, ob das Beru-
fungsgericht in Anbetracht des Vortrags der parteien clarüber hi-
naus hätte prüfen müssen, ob nach litauischem Recht die in
Art. 22 Abs. 2 lir. KfzPflVG liir den Kfz-Halter vorgesehenen
oder anderweitige Regressbeschränkungen auch dem Fahrer zu-
gutekommen können - sei es aufgrund der Auslegung des
Arr. 22 Abs. 2 lit. KfzPflVG durch die litauischen Gerichte, sei
es infolge weiterer, vom Berufungsgericht nicht ermittelter li-
tauischer Rechtsvorschriften.

?6) lil. Das Berufungsurreil ist deshalb im Umfang der An-
fechtung aufzuheben und die Sache insoweit zur neuen Ver-

handlung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurück_
zuverweisen, damit dieses die noch erforderlichen Feststellungen
tre{fen kann.

Nr. 16* LG München I - ZpO g 50; übersee-Assoziati-
onsbeschluss Art. 50
(Urteil v. 79.12.2019 - Az. 5HK O 15088,/15)

1. Der Grundsatz, dass für die Rechts- und partei-
fühigkeit juristischer Personen aus der Europäischen Uni-
on das Recht des Staates rnaßgebend sein muss, in dem
sie gegründet wurden, findet keine Anwendung auf Ge-
sellschaften, die ihren satzungsmäßigen Sitz in einem der
von Art. 198 {f. AEI.L erfassten überseeischen Länder
und Hoheitsgebiete (ÜtG) haben, soweit eine solche ju-
ristische Person lediglich ihren satzungsmäßigen Sitz
oder ihre flauptverwaltung in dem üLG hat und nicht als
eine juristische Person des üLG betrachtet wird, sofern
sie nicht eine Tätigkeit ausübt, die tatsächlich und dauer_
haft mit der Wirtschaft des Landes oder des Gebiets ver-
bunden ist (vgl. Art. 50 lit. b des übersee-Assoziations-
beschlusses vorn 25.11.2013).

2. Das Kollisionsrecht des Fürstentums Monaco baut
auf der Gründungstheorie auf und stuft eine auf den Bri-
tish Virgin Islands gegründete Gesellschaft als rechts- und
parteifihig ein.

3. Es kann nicht hingenommen werden, dass eine Ge-
sellschaft, die in Deutschland dadurch arn Geschäftsver-
kehr teilnimmt, dass sie Genussscheine einer in Deutsch-
land ansässigen Gesellschalt erworben hat, nicht die Mög-
lichkeit haben soll, ihre begründeten Rechte klageweise
geltend zu_tnachen.

4. Der Regelung des g 50 Abs. 2 ZpO ist ein allgemei-
ner Grundsatz za entreehrnen, dass einer personifikation,
die nach ihrern Personalstatut so organisiert ist wie eine
inländische Einrichtung, allgemein parteifühigkeit za-
kommen muss.

(Leitsätze von Michael Wetzorek, München)

[1] 1. Die Kl. wurde im August 2009 nach dem Recht der British
Virgin Islands gegründet und in das dottige Regßter of Companies einge-
tragen. Die I{1. verfügt auf den British Virgin Islands über einen enrspre_
chend registrierten Zustellungsbevollmächtigten, der auch über die nach
dem Recht der British Virgin Islands erforderliche Lizenz und die Ge-
nehmigung der Kommission für Finanzdienstleistungen vefigt, Leis-
tungen a1s registrierter Zustellungsbevollmächtigter zu erbringen.
Herr P. und Herr S. sind die eingetragenen und vertrerungsberechtigten
Geschäftsführer der K1., die zudem jeweils 25.000 Anteile zu je
USD 1,00 der insgesamt 50.000 Änteile an der Kl. hielten und halten.
Die beiden Geschäftsfiihrer und Gesellschafter der Kl. sind in Monaco
ansässig.

p] 2. Die 'W Hypothekenbank AG nrit Sitz in S. (im Folgenden:
W) gab im Apr1l2002 Genussscheine rnit der Kennnummer [...] rnit ei-
ner Ausschüttungsberechtigung ab dem 25.4.2002 aus, wobei sich das
Emissionsvolumen auf EUR 50 Mio. belief. Die Genussrechte lauteten
aufden Inhaber und waren eingeteilt in 50.000 untereinander gleichbe-
rechtige Genussrechte im Nennbetrag von je EUR 1.000,00. Die Ge-
nussscheinbedingungen [...] enthielten unter anderem folgende Rege_
lungen:

Dazu unten Wietzorek, Erste Efahrungen mit dem monegassischen
Gesetz betrellend das internationale Privatrecht von20L7, IpR-ax 2021,
307 (in diesem Heft).


